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Kapitel 1 – Einleitung und Gang der Untersuchung 
Eine „Verstehensgarantie“ für Versicherungsprodukte – nichts Geringe-
res verspricht derzeit ein großes deutsches Versicherungsunternehmen.1 
Es geht um einen hohen Anspruch, wenn man bedenkt, wie komplex die 
Produkte einzelner Versicherungssparten sein können. Eine wichtige 
Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, ist, ob der Versiche-
rungsnehmer überhaupt versteht, wie teuer ein bestimmter Versiche-
rungsvertrag sein kann. Anders als beim Kauf materieller Güter des täg-
lichen Lebens ist hierfür ein Blick auf den „Preis“ der Versicherung, ge-
nauer: auf die Versicherungsprämie, aufgrund der Produktkomplexität 
eventuell nicht ausreichend. Es stellt sich die Frage, ob und in welchem 
Umfang der Versicherungsnehmer ein berechtigtes Interesse daran hat, 
Art und Höhe der in die Versicherungsprämie eingerechneten Kosten zu 
erfahren.  

Ein Großteil der Kosten eines Versicherers entsteht durch den Verkauf 
des Produkts selbst. Vielen Verbrauchern und teilweise auch Gewerbe-
treibenden ist jedoch nicht bewusst, dass in erheblichem Umfang Kosten, 
z.B. für die Vergütung des Vermittlers, Werbung oder die Risikoprüfung 
des Versicherungsvertrages entstehen. Bei einer fondsgebundenen, priva-
ten Rentenversicherung beispielsweise, können diese Vertriebskosten 
durchaus mehr als 8000 € betragen.2 Sie werden üblicherweise nicht ge-
sondert in Rechnung gestellt3 4, sondern anteilig in die Prämie eingerech-
net, sodass der Eindruck entstehen könnte, dass die zu zahlende Prämie 
ausschließlich die finanzielle Risikoabsicherung decke und der Verkauf 
an sich kostenlos sei.5 Problematisch ist hieran, dass die Vertriebskosten 
vor allem bei kapitalbildenden Versicherungen nicht einheitlich über die 
gesamte Vertragsdauer getilgt werden, sondern zu einem Großteil gleich 
zu Vertragsanfang abgerechnet werden. Dies wiederum bedeutet einen 
finanziellen Verlust des Versicherungsnehmers, wenn er sein gesetzlich 
garantiertes Recht der vorzeitigen Vertragskündigung in den ersten Ver-

                                        
1 Imagekampagne der ERGO-Versicherungsgruppe im Jahr 2011. 
2 Vgl. Urteil des LG Rostock vom 6.8.2010, Az. 10 O 137/10: Im zugrunde liegenden Fall wurden die ge-
samten Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages in Höhe von 8452,50 € gesondert vereinbart. 
3 In unter Fn. 2 genannten Fall wurden diese Kosten gerade nicht eingerechnet, was jedoch die Höhe der 
Kosten an sich nicht beeinflusste. 
4 Ortmann, Altersvorsorge S. 91 f.  
5 Rehberg S. 308, vgl. auch Evers/Jung, Studie im Auftrag des BMELV, S. 72. 
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tragsjahren in Anspruch nimmt, da ein bedeutender Teil der eingezahlten 
Prämien verbraucht ist und somit vom Versicherer nicht wieder ausge-
zahlt wird. Der deutsche Gesetzgeber hat hierauf reagiert und mit der Re-
form des Versicherungsvertragsgesetzes im Jahr 2008 im Bereich der 
Lebens-, Berufsunfähigkeits- und privaten Krankenversicherung ver-
schiedene Regelungen getroffen, die die Versicherungsunternehmen da-
zu verpflichten, diese Kosten offenzulegen, wenn sie in die Versiche-
rungsprämie einkalkuliert sind und deren Angabe dem Versicherungs-
nehmer die richtige Vertragswahl erleichtern sollen. 

Die Wahl des richtigen Versicherungstarifs setzt jedoch voraus, dass der 
Kunde überhaupt das nötige Fachwissen besitzt, um die Vorteilhaftigkeit 
eines bestimmten Versicherungsvertrages bewerten zu können. Gerade 
bei privaten Krankenversicherungen, Berufsunfähigkeits- und Lebens-
versicherungen handelt es sich jedoch um hochkomplexe Produkte, bei 
denen ein simpler Vergleich der Höhe der jeweils zu zahlenden Prämien 
nicht ausreichend ist, um ein individuell vorteilhaftes Produkt zu finden: 
Zu berücksichtigen sind immer die konkreten Vertragsbedingungen6, d.h. 
ob und in welchem Umfang gewisse Risiken überhaupt abgedeckt sind, 
vertragliche Obliegenheiten, die Höhe eventueller Selbstbeteiligungs-
pflichten und Beitragsrückerstattungen, die Höhe und Verrechnung der 
einkalkulierten Kosten sowie im Falle der Kapitallebensversicherung vor 
allem die tatsächlich ausgezahlte Ablaufleistung inklusive der Über-
schussbeteiligung.7 

All diese Parameter bieten zahlreiche Kombinationsmöglichkeiten von 
Art und Umfang der Kosten und Leistungen, was die mehreren tausend 
auf dem Markt existierenden Versicherungstarife erklärt. 

Der Durchschnittsverbraucher, der in der Regel kein Versicherungs-
fachmann ist, wird sich in diesem „Kosten-Leistungsdschungel“ wegen 
oftmals fehlender Fachkenntnisse und Erkenntnismöglichkeiten hinsicht-
lich des eigenen Versicherungsbedarfs kaum zurechtfinden8 – er ist auf-
grund dieses Informationsmangels auf fachkundige Hilfe von außen an-

                                        
6 Ganster S. 58. 
7 Insofern können Onlinevergleichsportale zwar eine Orientierung bieten, welchem Versicherungsanbieter 
für einen bestimmten Versicherungsvertrag am wenigsten zu zahlen wäre, sie treffen jedoch keine Aussage 
darüber, ob das Produkt tatsächlich günstig ist. 
8 So bereits der Abschlussbericht der Kommission zur Reform des VVG S. 21. 
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gewiesen. Dominiert wird dieser Markt Fachkundiger von Versiche-
rungsvertretern und Versicherungsmaklern9, den sog. Versicherungsver-
mittlern.10 Die Vergütung der Vertreter bzw. Makler richtet sich hierbei 
traditionell nach der Art des an den Versicherungsnehmer vermittelten 
Tarifs. Die Provision bzw. Courtage ist bei Bruttotarifen als Teil der Ver-
triebskosten bereits in die zu zahlenden Versicherungsprämien in für den 
Versicherungsnehmer unbekannter Höhe eingerechnet und wird somit 
indirekt vom Versicherungsnehmer über das Versicherungsunternehmen 
an den Vermittler gezahlt. Hierbei entsteht jedoch folgendes Problem: 
Wenn der Vermittler einerseits einen für den Kunden geeigneten Tarif 
vermitteln soll, andererseits jedoch seine Vergütung direkt von den vom 
Versicherungsanbieter vorgegebenen Tarifen abhängt und die Entloh-
nung auch durch diesen erfolgt, entsteht ein Interessenkonflikt. Der 
Vermittler könnte in Versuchung geführt werden, jenen Tarif an den 
Kunden zu bringen, an dem er am meisten verdient und nicht jenen, der 
für den Kunden geeignet ist. Der Versicherungsnehmer würde dies auf-
grund des oben erwähnten Informationsgefälles nicht wahrnehmen, so-
dass die Missbrauchsgefahr hoch ist.  

An dieser Stelle wird deutlich, weshalb der Gesetzgeber hinsichtlich des 
Kostenausweises zwischen Versicherungsverkauf und z.B. einem Kfz-
Kauf differenziert, bei dem der Kunde die Vertriebskosten nicht erfährt: 
Zwar wird der Durchschnittskunde in der Regel auch kein Kfz-
Fachmann sein, bei Informationsdefiziten würde er jedoch die Gefahr 
entweder bewusst in Kauf nehmen oder sich wie selbstverständlich an 
einen unabhängigen Sachverständigen wenden. Zudem bestehen in der 
Automobilwirtschaft besonders hohe, flächendeckende Qualitätsstan-
dards. Der Kunde kann darüber hinaus ein Kraftfahrzeug, das er erwer-
ben möchte, in der Regel zuvor genau betrachten, Probe fahren und sich 
mit den kurz und knapp gehaltenen technischen Daten (z.B. Kraftstoff-
verbrauch, Motorleistung, Grundausstattung) auseinander setzen. Ihm ist 
auch bewusst, dass ein Neuwagen bis zu 20 % seines Wertes verliert, so-
bald er in Gebrauch genommen wird. Schließlich bestehen zumindest 
nach deutschem Recht umfassende Gewährleistungsrechte, sofern der 
Kaufgegenstand nicht den Qualitätsstandards entspricht.  

                                        
9 Vgl. GDV, Statistisches Taschenbuch 2012, Statistik 11 „Versicherungsvermittler und -berater“. 
10 Vgl. Legaldefinition des Versicherungsvermittlers in § 59 Abs. 1 VVG. 
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Anders sieht es im Bereich des Versicherungsvertriebs aus: Hier verlas-
sen sich die Kunden oftmals ungeprüft auf die Empfehlungen der Ver-
mittler11, da sie die Gefahr des Interessenkonflikts schon nicht erkennen. 
Da es sich bei Versicherungen um „unsichtbare“ Produkte handelt, die 
ausschließlich durch Allgemeine Versicherungsbedingungen determiniert 
werden, besteht die Gefahr, dass mangels eigener Urteilsfähigkeit der 
Durchschnittsverbraucher Verträge geschlossen werden, deren Werthal-
tigkeit oder Leistungsspektrum nicht den Erwartungen und Bedürfnissen 
entspricht. Mängel bei der Vertragswahl zeigen sich bei Sachversiche-
rungen oft nur im Schadenfall, bei Kapitallebensversicherungen im Zeit-
punkt der Auszahlung des Rückkaufswertes oder der Ablaufleistung – 
dann, wenn es zu spät ist. Gewährleistungsrechte existieren im Privatver-
sicherungsrecht ebenso wenig wie umfassende Qualitätskontrollen. Da-
her ist es von besonderer Bedeutung, dass schon bei Vertragsschluss 
feststeht, dass der gewählte Versicherungsvertrag „der Richtige“ ist. Ge-
nau aus diesem Grunde wenden sich potentielle Versicherungsnehmer, 
denen die eigene Fachkenntnis fehlt, an Versicherungsvermittler mit der 
Bitte um Rat.  

Im Wesentlichen bestehen aus Sicht des Versicherungsnehmers also 
mehrere miteinander korrespondierende Probleme hinsichtlich des Versi-
cherungsvertriebs: Dem Durchschnittsverbraucher fehlen die Fachkennt-
nisse einerseits zur Ermittlung des eigenen Versicherungsbedarfs, ande-
rerseits aber auch, um auf dem Versicherungsmarkt Produkte zu identifi-
zieren, deren Preis-/Leistungsverhältnis den eigenen Bedürfnissen ge-
recht wird.  

Nimmt der potentielle Versicherungsnehmer die Dienste eines Versiche-
rungsvermittlers in Anspruch, so bleiben ihm jene Interessenkonflikte 
des Vermittlers verborgen, die aus der Vergütungspraxis des Versiche-
rers resultieren. Problematisch ist dies nicht nur, weil der Versicherungs-
nehmer damit selbst unter Einschaltung eines Vermittlers nicht sicher 
sein kann, ein adäquates Produkt zu erhalten, sondern auch, weil es auf-
grund der gegenüber dem Kunden nicht offengelegten Provisions- bzw. 
Courtagehöhe zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Versiche-
rungsvermittlern kommen könnte, da der Empfänger der Dienstleistung 

                                        
11 Rehberg S. 66. 
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den Preis hierfür nicht kennt. Zudem sind die Vermittlerkosten in der 
Regel ein Teil jener Vertriebskosten eines Versicherers, deren Verrech-
nungsweise zur Komplexität kapitalbildender Versicherungsprodukte er-
heblich beiträgt.  

Ziel dieser Untersuchung ist es daher, die bestehenden supranationalen, 
nationalen und internationalen Transparenzvorgaben im Bereich der 
Kosten des Versicherungsvertriebs miteinander zu vergleichen und aus-
zuwerten, sodass hieraus neue Lösungen entwickelt werden können, die 
dem Versicherungsnehmer mit Blick sowohl auf die Vermittlungs- als 
auch auf die Versicherungsdienstleistung eine eigenbestimmte Entschei-
dung ermöglichen. Im Idealfall könnten mit dem hierdurch entstehenden 
– auch europaweit grenzüberschreitenden – Wettbewerb regulatorische 
Eingriffe des Gesetzgebers weitgehend überflüssig werden, da sich der 
Markt aufgrund immer schärfer werdender, transparenter Wettbewerbs-
bedingungen sowohl unter den Versicherern als auch unter den Vermitt-
lern selbst regulieren könnte. 

Hierzu werden im Kapitel 2 zunächst der Begriff der Vertriebskosten, 
aber auch der in diesem Zusammenhang gebräuchlichere Begriff der Ab-
schlusskosten definiert und systematisch eingeordnet, sodass in Kapitel 3 
die supranationalen Regelungen der Europäischen Union und das deut-
sche Versicherungsrecht auf bereits bestehende Kostentransparenzvorga-
ben untersucht werden können. 

Dem schließt sich mit Kapitel 4 eine Darstellung an, ob und ggf. wie die 
nationalen Gesetzgeber der übrigen Staaten des Europäischen Wirt-
schaftsraumes sowie einiger weiterer Staaten Transparenzvorschriften im 
Bereich des Versicherungsvertriebs durchsetzten, um sie mit den deut-
schen Vorgaben vergleichen zu können. Die unterschiedlichen Ansätze 
werden im fünften Kapitel einer Effizienzanalyse unterzogen, sodass hie-
raus im sechsten Kapitel ein eigener Vorschlag zur sachgerechten Regu-
lierung des Versicherungsabsatzes entwickelt werden kann. Abschlie-
ßend soll in Kapitel 7 der Frage nachgegangen werden, ob einheitliche 
Transparenzvorgaben auch auf supranationaler Ebene erforderlich sind.
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Kapitel 2 – Systematische Einordnung der Begriffe  
Vertriebskosten und Abschlusskosten 

A. Bestandteile einer Versicherungsprämie 

Die vom Versicherungsnehmer zu zahlende Prämie bzw. der zu zahlende 
Beitrag setzt sich aus mehreren Einzelpositionen zusammen. Konkret 
handelt es sich um die Summe aus Risikobeitrag inklusive Sicherheitszu-
schlag, ggf. Versicherungssteuer, Betriebskosten- und Gewinnzuschlag 
sowie ggf. einen Sparanteil bei kapitalbildenden Produkten.12 Die Be-
triebskosten lassen sich wiederum unterteilen in Abschluss- und Ver-
triebskosten sowie Verwaltungskosten.13 Danach lässt sich folgendes 
Schema erstellen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Quelle: eigene Grafik 

                                        
12 Gabler Versicherungslexikon, S. 635, Stichwort „Prämie“, v. Fürstenwerth/Weiß S. 84. 
13 Oft werden die Betriebskosten fälschlicherweise nur als Verwaltungskosten bezeichnet; teilweise wird 
kein Unterschied zwischen Verwaltungskosten und Abschluss- und Vertriebskosten gemacht, vgl. z. B. 
Rede der damaligen Bundesjustizministerin Brigitte Zypries am 1. Februar 2007.  
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B. Bedeutung der Begriffe 

Um beurteilen zu können, wie sinnvoll Transparenz im Bereich der Ver-
triebskosten ist und ggf. auch bis zu welchem Grad, ist zunächst eine 
grundlegende Definition des Begriffs Vertriebskosten erforderlich. Da 
oftmals jedoch lediglich von Abschlusskosten die Rede ist bzw. im deut-
schen Recht die Vertriebskosten und die Abschlusskosten zumeist in  
einem Atemzug genannt werden, bestehen gewisse Abgrenzungsschwie-
rigkeiten und Rechtsunsicherheiten, was diese beiden Begriffe angeht.14 
Daher ist es in diesem Zusammenhang erforderlich auch den Begriff der 
Abschlusskosten näher zu betrachten. 

 
I. Definition der Vertriebskosten  

Die Vertriebskosten werden als Verkaufskosten definiert, d.h. erfasst 
werden alle im Bereich des Verkaufs anfallenden Kosten wie Personal-
kosten, Provisionen, Werbeausgaben, Versandkosten, Sach- und Materi-
alkosten sowie Kosten der Absatzförderung.15 Synonym werden die Ver-
triebskosten auch als Absatzkosten16 oder Distributionskosten bzw. dis-
tribution costs17 bezeichnet. Mithin geht es hierbei um einen Gesamtbe-
griff, der die Kosten im Absatzgeschäft als ganze beschreibt.  

Vertriebskosten lassen sich in Vertriebseinzelkosten18 und Vertriebsge-
meinkosten unterteilen.19 Die Vertriebseinzelkosten bezeichnen hierbei 
jene Kostenelemente, die eindeutig einem bestimmten Kostenträger, d.h. 
einem bestimmten Geschäft, zugeordnet werden können, wie zum Bei-
spiel Provisionen.20 Die Vertriebsgemeinkosten sind hingegen alle übri-
gen Kosten, die beim Absatz des Produkts anfallen und sich demnach 
nicht verursachungsgerecht zurechnen lassen wie Büromaterial, Kosten 

                                        
14 Vgl. Pohlmann/Schäfers in: Looschelders/Pohlmann § 2 VVG-InfoV Rn. 4, Baroch Castellvi in:  
Rüffer/Halbach/Schimikowski § 2 VVG-InfoV Rn. 6. 
15 Gabler Wirtschaftslexikon, U-Z, S. 2477, Stichwort „Vertriebskosten“, Wöhe S. 581. 
16 Gabler Wirtschaftslexikon, A-B, S. 37, Stichwort „Absatzkosten“. 
17 Wöhe S. 581, Gabler Wirtschaftslexikon, C-F, S. 1279 f., Stichwort „Distributionskosten“, 
www.wirtschaftslexikon24.net Stichwort „Vertriebskosten“, letzter Abruf am 22.12.2012.  
18 Teilweise auch als Sondereinzelkosten des Vertriebs bezeichnet. 
19 Sorg S. 108. 
20 Jórasz S. 161, Walter/Wunsch S. 89, Schweizer/Küpper S. 261, Hans S. 121, 
www.wirtschaftslexikon24.net Stichwort „Sondereinzelkosten“, letzter Abruf am 22.12.2012. 
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für Werbung, Marktforschung und zum Teil auch Personal- und Sach-
kosten.21 

 
II. Definition der Abschlusskosten  

Unter Abschlusskosten im engeren Sinne, auch Erwerbskosten genannt, 
versteht man im Bereich des Versicherungswesens jene Kosten, die 
durch den Abschluss eines Versicherungsvertrages entstehen.22 Legt man 
ein weites Verständnis zugrunde, so lassen sich die Abschlusskosten in 
mittelbare und unmittelbare23, letztere wiederum in innere und äußere24 
Abschlusskosten einteilen.25 

Danach versteht man unter den äußeren, unmittelbaren Abschlusskosten 
die Versicherungsvermittlerprovisionen bzw. Superprovisionen sowie die 
Maklercourtagen.26 Die inneren unmittelbaren Abschlusskosten umfassen 
hingegen die Kosten des Antrags, der Risikoprüfung, der Antragsbear-
beitung und der Ausfertigung des Versicherungsscheins.27 Die unmittel-
baren Abschlusskosten beziehen sich damit auf alle direkt mit dem Ver-
tragsschluss verbundenen Kosten, die sich (rechnerisch) einem bestimm-
ten Vertrag zurechnen lassen. 

Die mittelbaren Abschlusskosten, wie z.B. Werbe- oder Marktfor-
schungskosten, sind keine Abschlusskosten im engeren Sinne.28 Dies ist 
nach der obigen Definition auch nur konsequent, denn beispielsweise 
sind Werbe- und Marktforschungskosten Aufwendungen, die unabhängig 
von neuen Vertragsabschlüssen entstehen. Somit geht es hierbei um Kos-
ten, die keinem bestimmten Versicherungsvertragsschluss zurechenbar 
sind, dennoch aber dessen Vorbereitung und Durchführung dienen. 

                                        
21 www.wirtschaftslexikon24.net Stichwort „Vertriebsgemeinkosten“, letzter Abruf am 22.12.2012.  
22 Ortmann, Altersvorsorge S. 91, v. Fürstenwerth/Weiß S. 6, Gabler Versicherungslexikon, S. 9, Stichwort 
„Abschlusskosten“. 
23 Einteilung gemäß § 43 Abs. 2 RechVersV, siehe auch Ortmann, Altersvorsorge S. 91. 
24 Zur Terminologie der inneren und äußeren Abschlusskosten schon Stellungnahme des BAV zum Gutach-
ten des Bundesfinanzhofs vom 26.1.1960 Az. I D 1/58 S Rn. 42. 
25 v. Fürstenwerth/Weiß S. 6. 
26 Zinnert S. 279 spricht von äußeren Erwerbskosten, vgl. auch v. Fürstenwerth/Weiß S.  6. 
27 Gabler Versicherungslexikon S. 9, Stichwort „Abschlusskosten“, v. Fürstenwerth/Weiß S. 6. 
28 v. Fürstenwerth/Weiß S. 6. 
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III. Vergleich beider Begriffe 

Im direkten Vergleich beider Begriffe lässt sich demnach feststellen, dass 
sich alle von den Abschlusskosten erfassten Positionen auch den Ver-
triebskosten zuordnen lassen, sofern man den Begriff der Abschlusskos-
ten weit auslegt und auch mittelbare Abschlusskosten hiervon erfasst 
sieht. Danach handelt es sich bei den mittelbaren Abschlusskosten um 
die Vertriebsgemeinkosten. Die Vertriebseinzelkosten entsprechen den 
unmittelbaren Abschlusskosten, wobei innerhalb dieser Gruppe noch 
einmal zwischen äußeren (Vertreterprovisionen, Maklercourtagen) und 
inneren (z.B. Antrags- oder Risikoprüfungskosten) unterschieden wird. 
Nach diesen Ausführungen lässt sich folgendes Schema erstellen: 
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Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass Vertriebskosten und Abschluss-
kosten im weiten Sinne dieselben Kostenpositionen beschreiben.29  

Diese Klarstellung ist u.a. auch deshalb geboten, weil im deutschen Ver-
sicherungsrecht der Verordnungsgeber der VVG-InfoV ungenau ar-
beitete und entgegen der Terminologie der Verordnungsermächtigung 

                                        
29 Pohlmann/Schäfers in: Looschelders/Pohlmann § 2 VVG-InfoV Rn. 4. 
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Quelle: eigene Grafik 
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§ 7 Abs. 2 VVG in § 2 Abs. 1 Nr. 1 VVG-InfoV lediglich die Abschluss-
kosten erwähnt, beispielsweise in § 4 Abs. 4 VVG-InfoV jedoch wieder 
von Abschluss- und Vertriebskosten spricht. Dies kann zu Auslegungs-
schwierigkeiten und Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der Form des 
Kostenausweises führen, wenn man der Ansicht wäre, dass der Verord-
nungsgeber tatsächlich in den §§ 2 (bzw. 3) und 4 VVG-InfoV unter-
schiedliche Kostenpositionen erfassen wollte.  

 
IV. Größenordnung der Abschluss- und Vertriebskosten 

Der Anteil der Abschluss- und Vertriebskosten an der Bruttoprämie ist in 
den einzelnen Versicherungssparten äußerst unterschiedlich. Um die Be-
deutung der Abschluss- und Vertriebskosten in der Versicherungswirt-
schaft zu veranschaulichen, werden im Folgenden daher die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ermittelten Durch-
schnittswerte der deutschen Versicherer für die einzelnen Versicherungs-
sparten im Jahr 2011 dargestellt. Diesen wird die durchschnittliche Höhe 
der Courtage- und Provisionssätze der Versicherungsvermittler in den 
jeweiligen Sparten gegenübergestellt, wie sie sich aus einer Marktüber-
sicht des Jahres 2011 ergibt, da die Vermittlervergütung einen Großteil 
der Abschluss- und Vertriebskosten ausmacht. 

 
1. Lebensversicherung 
Danach betrugen die Abschlussaufwendungen der Lebensversicherer 
insgesamt ca. 8,34 Mrd. € bzw. 10,1 % der verdienten Bruttobeiträge 
(Verwaltungskosten: ca. 2 Mrd. € bzw. 2,4 % der Bruttobeiträge).30  

Ein Versicherungsmakler verdient an der Vermittlung eines Lebensversi-
cherungsvertrages durchschnittlich 3,93 % der Beitragssumme, ein (Aus-
schließlichkeits-) Versicherungsvertreter etwa 2,62 % der Beitragssum-
me als Abschlusscourtage/-provision, während das Bestandsgeschäft 
beim Makler mit 1,3 % und beim Vertreter mit 0,6 % der Beiträge ins 
Gewicht fällt.31  

                                        
30 BaFin, Statistik Lebensversicherung 2011, S. 5. 
31 Beenken, Provisionen und Courtagen, S. 11. 
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Vermittelt ein Makler demnach einen Lebensversicherungsvertrag mit 
30-jähriger Laufzeit und einer monatlichen Beitragszahlung in Höhe von 
100 €, so erhält er hierfür aufgrund der Beitragssumme von 36 000 € 
(100 € x 12 x 30) eine durchschnittliche Abschlusscourtage in Höhe von 
1414,80 € und eine durchschnittliche Bestandscourtage in Höhe von ins-
gesamt 468 €. 

 
2. Private Krankenversicherung 
In der privaten Krankenversicherung betrugen die Abschlusskosten ins-
gesamt ca. 2,76 Mrd. € bzw. 7,9 % der Bruttobeiträge (Verwaltungskos-
ten: ca. 850 Mio. € bzw. 2,5 % der Bruttobeiträge).32  

Da der Krankenversicherungsvertrag aufgrund seines unbestimmten Be-
endigungszeitpunkts keine Gesamtbeitragssumme ausweist, an der sich 
die Vermittlervergütung orientieren könnte, werden die Courtagen und 
Provisionen in Monatsbeträgen bemessen. Danach erwirtschaftet ein 
Versicherungsmakler mit der Vermittlung eines entsprechenden Vertra-
ges eine durchschnittliche Abschlusscourtage von 7,6 Monatsbeiträgen 
(Bestandsvergütung: 1,2 % der Beiträge), ein Ausschließlichkeitsvertre-
ter eine Abschlussprovision in Höhe von etwa 5,0 Monatsbeiträgen  
(Bestandsvergütung: 0,7 % der Beiträge).33 

Vermittelt ein Versicherungsvertreter demnach eine private Krankenver-
sicherung mit einem monatlichen Beitrag in Höhe von 200 €, so verdient 
er hieran eine durchschnittliche Abschlussprovision in Höhe von 1000 € 
und eine Bestandsprovision in Höhe von etwa 16,80 € im Jahr. 

 
3. Schaden- und Unfallversicherung 
In der Schaden- und Unfallversicherung wird über die Betriebskosten nur 
als Gesamtbetrag und ohne Aufschlüsselung in Abschluss- und Verwal-
tungsaufwendungen informiert, § 43 Abs. 5 RechVersV. Danach betru-

                                        
32 BaFin, Statistik Krankenversicherung 2011, S. 5. 
33 Beenken, Provisionen und Courtagen, S. 28. 
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gen die Betriebskosten ca. 13,41 Mrd. € bzw. 26,6 % der Bruttobeitrags-
summe.34 

In der Sachversicherung hat die Bestandsprovision bzw. -courtage eine 
größere Bedeutung als in der Personenversicherung, was sich auch in den 
jeweiligen Abschlussprovisionen bzw. -courtagen widerspiegelt. Ein 
Versicherungsmakler erhält bei Vermittlung einer Kfz-Versicherung eine 
durchschnittliche Abschlusscourtage in Höhe von 7,4 % (Bestandscour-
tage ebenfalls 7,4 %), bei Vermittlung einer sonstigen Sachversicherung 
etwa 22,6 % (Bestandscourtage ca. 19,5 %) der Beiträge. Ein Aus-
schließlichkeitsvertreter erwirtschaftet demgegenüber bei Vermittlung 
eines Kfz-Versicherungsvertrages 6,5 % der Beitragssumme (Bestands-
vergütung ebenfalls 6,5 %) und durch Vermittlung sonstiger Sachversi-
cherungsverträge etwa 39,4 % der Beiträge als Abschlussprovision (Be-
standsvergütung 9,7 %).35 

Vermittelt der Makler eine Kfz-Versicherung mit einer jährlichen Bei-
tragssumme von 300 €, so erwirtschaftet er hiermit durchschnittlich eine 
Abschlusscourtage von 22,20 € und eine jährliche Bestandscourtage von 
ebenfalls 22,20 €. 

 
4. Zusammenfassung 
Insgesamt zeigt sich, dass die Abschluss- und Vertriebskosten in jeder 
Versicherungssparte einen beachtlichen Teil der Versicherungsprämien 
ausmachen. Ein Großteil der Abschluss- und Vertriebskosten besteht 
wiederum aus der Vermittlervergütung, wobei Versicherungsmakler im 
Allgemeinen besser entlohnt werden, als Versicherungsvertreter. Auffäl-
lig ist, dass der Fokus der Vermittlervergütung vor allem innerhalb der 
Personenversicherungen eher auf den Abschluss des Vertrages selbst  
gerichtet ist und sich weniger am Bestehen des vermittelten Vertrages 
orientiert.  

                                        
34 BaFin, Statistik Schaden- und Unfallversicherung 2011, S. 10. 
35 Beenken, Provisionen und Courtagen, S. 44 und 61. 
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Kapitel 3 – Untersuchung der europäischen und deut-
schen Vertriebskosten- und Transparenzregelungen 

A. Allgemeines 

Die Kostentransparenz im Versicherungsvertrieb und die Vergütungs-
struktur der Versicherungsvermittler sind auch international ein kontro-
vers diskutiertes Thema.36 Nach Ansicht der EU-Kommission lassen die 
bestehenden europäischen Richtlinien diesbezüglich jedoch relativ wei-
ten Umsetzungsspielraum. Hinzu komme, dass die nationalen Interessen 
zum Teil erheblich divergieren. Dies habe dazu geführt, dass einige Staa-
ten sehr strenge Transparenzregeln hinsichtlich des Versicherungsver-
triebs einführten, andere diesen Bereich jedoch komplett unreguliert lie-
ßen.37 Im Folgenden sollen daher zunächst die bestehenden europäischen 
und deutschen Regelungen hinsichtlich der Vertriebskostentransparenz 
näher beleuchtet werden. 

 
B. Der europäische Rechtsrahmen – die EG-Richtlinien 

I. Die Lebensversicherungsrichtlinie 2002/83/EG 

Die Richtlinie 2002/83/EG trat am 5. November 2002 in Kraft. Mit ihr 
wurde ein weiterer Schritt zur Schaffung eines einheitlichen Binnen-
marktes für Europa im Bereich der Lebensversicherungswirtschaft inten-
diert.38 Ein Hauptanliegen war die Verbesserung der Transparenz hin-
sichtlich der Versicherungstarife für den Verbraucher. Zu diesem Zweck 
finden sich insbesondere in Art. 36 in Verbindung mit Anhang III der 
Richtlinie Informationspflichten, die jedem Versicherungsnehmer vor 
und während der Laufzeit des Vertrages mitzuteilen sind. Allerdings ist 
diese Regelung nicht neu. Vielmehr fand sich der identische Wortlaut 

                                        
36 Vgl. z. B. Irish Financial Services Regulatory Authority, CP9, S. 12; New York State Insurance Depart-
ment – Regulatory Impact Statement for the Adoption of 11 NYCRR Part 30 (Regulation 194), 
Erwägungsgrund Nr. 3, abrufbar unter: http://www.dfs.ny.gov/insurance/r_finala/2010/rf194ris.htm, letzter 
Abruf am 22.12.2012. 
37 Auskunft der Binnenmarktdirektion der Europäischen Kommission vom 19.8.2010. 
38 Vgl. Richtlinie 2002/83/EG Erwägungsgrund 5. 
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schon in Art. 31 i.V.m. Anhang II der Richtlinie 92/96/EWG, welcher 
jedoch durch Richtlinie 2002/83/EG außer Kraft gesetzt wurde.39 

 
1. Art. 36 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Richtlinie 2002/83/EG 
Anhang III Abschnitt A der Richtlinie enthält die Verpflichtung, dem 
Lebensversicherungsnehmer bestimmte Basisinformationen zum Versi-
cherungsunternehmen und zum beabsichtigten Vertrag vor Vertrags-
schluss mitzuteilen. Eine explizite Offenlegungspflicht in Bezug auf  
entstehende Vertriebskosten enthält dieser Abschnitt jedoch nicht. Aller-
dings bezieht sich der Unterpunkt a.10 im Anhang III auf Informations-
pflichten über alle durch die Prämien finanzierten Haupt- und Nebenleis-
tungen des Versicherers, wenn sie sich als sinnvoll erweisen. Teilweise 
wird hierin ausdrücklich kein Erfordernis gesehen, die Lebensversiche-
rungsprämie in einen Spar-, Risiko- und Kostenanteil aufzuschlüsseln.40 
Bach meint hierin immerhin die Pflicht zur Aufschlüsselung der Prämie 
in einen Risikoanteil und einen kapitalbildenden Anteil erkennen zu 
können41, bleibt allerdings eine Erklärung schuldig, warum der Sparvor-
gang in der Kapitallebensversicherung eine gesonderte Haupt- oder  
Nebenleistung sein soll. Teilweise wird eine Pflicht zur gesonderten 
Ausweisung der enthaltenen Provisionen erkannt.42 

Letztere Ansicht scheint einer näheren Untersuchung wert, da die einge-
rechnete Vermittlerprovision den einzigen Prämienbestandteil darstellt, 
der eine Dienstleistung abdeckt, welche nicht zwangsläufig mit einem 
bestimmten Versicherungsprodukt verbunden ist. Während also das Risi-
kogeschäft und der Ansparvorgang, die Verwaltungstätigkeit des Versi-
cherers und teilweise auch Tätigkeiten, die dem Versicherungsvertrieb 
zuzurechnen sind, wie Risikoprüfungen und Antragsausfertigungen, Be-
standteil eines jeden Kapitallebensversicherungsvertrages sind, ist die 
Versicherungsvermittlungsleistung nicht grundsätzlich Teil eines Versi-
cherungsvertragsabschlusses bzw. die hierbei anfallenden Kosten nicht 

                                        
39 Vgl. Anhang V Teil A Richtlinie 2002/83/EG. 
40 Zur inhalts- und wortgleichen Vorgängerregelung Art. 31 i.V.m. Anhang II Richtlinie 92/96/EWG: 
Braumüller S. 215, Präve in VW 1995 S. 90 (94). 
41 Ebenfalls zur Vorgängerregelung Art. 31 i.V.m Anhang II Richtlinie 92/96/EWG Bach in FS Lorenz  
S. 45 (54).  
42 Reifner S. 179 (199). 
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grundsätzlich Teil der Prämie. Im Folgenden ist daher zu prüfen, ob der 
Unterpunkt a.10 des Anhangs III der Richtlinie eine Offenlegung der 
Vermittlervergütung und daher zumindest eines Teils der Vertriebskos-
ten fordert. 

 
a) Vorbemerkung 
Was genau unter den Haupt- und Nebenleistungen in diesem Sinne zu 
verstehen ist, hat der europäische Gesetzgeber weder in Art.1, der einen 
Definitionskatalog enthält, noch in der übrigen Richtlinie erläutert. Un-
definiert ist auch, ab wann die Informationen sinnvoll sind und wie de-
tailliert sie sein müssen. Eindeutig geht aus dem Wortlaut nur hervor, 
dass solche Informationen erteilt werden müssen, sofern die Vorausset-
zungen vorliegen. 

Vorab ist jedoch zu klären, ob sich die Frage um den Charakter einer 
Haupt- oder Nebenleistung auf die Versicherungsvermittlung an sich be-
zieht oder lediglich auf die Leistung der Vorfinanzierung der Vermittler-
vergütung und der Einrechnung dieses Betrages in die Prämie. Mit ande-
ren Worten: Inwieweit ist der Versicherungsvertrieb überhaupt eine Leis-
tung des Versicherers? 

Versicherern stehen zum Vertrieb ihrer Produkte mehrere „Kanäle“ zur 
Verfügung: Der Direktvertrieb, Vertrieb durch Außendienstmitarbeiter, 
durch Versicherungsvertreter und -makler sowie der Annexvertrieb.43 
Man könnte sich hierzu auf den generellen Standpunkt stellen, dass der 
Vertrieb eines Produkts grundsätzlich zu den ureigenen Geschäften eines 
Unternehmens gehört, folglich auch dessen eigene Leistung ist. Ob und 
wie er hierzu Mittelsmänner einbezieht und vergütet, wäre danach uner-
heblich. Entscheidend wäre, dass der Versicherer ein weit gefächertes 
Netz von Vertriebspersonen besitzt, mit denen er vertragliche Beziehun-
gen hinsichtlich der Vergütung im Falle eines von diesen Vertriebsper-
sonen veranlassten Abschlusses eines Versicherungsvertrages mit besag-
tem Versicherer hat. 

                                        
43 Ausführlich zu den verschiedenen Vermittlertypen: Schradin in: MüKo(VVG) VersBWL Rn.  53. 


